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WUTBÜRGERJNNEN VS. 
SEXARBEITERINNENRECHTE 
Fackelzüge gegen Straßenprostitution - vor 
etwa zwei Jahren hatte die Anrainer_innenor-
ganisierung der  Bürgerinitiative Felberstraße" 
im 15. Bezirk ihren üblen Höhepunkt erreicht. 
Es folgten eine Mediation der Stadt Wien und 
die Gesetzesnovellierung im November 2011. 
Inzwischen sind die Debatten um das Wiener 
Prostitutionsgesetz etwas verebbt. Wien propa-
giert nun das Gesetz als einen ,,erste[n] Schritt, 
die divergenten Interessen von Anrainerinnen 
und Anrainern, Sexarbeiterinnen und -arbei-
tern, Bordellbetreiberinnen und -betreibern 
sowie der Polizei unter einen legistischen Hut 
zu bringen". Tatsächlich bringt der Beschluss 
aber vor allem neue Reglementierungen für 
Sexarbeiterinnen und berücksichtigt vermehrt 
Interessen von Anrainer_innen, kritisiert unter 
anderen Renate Blum vom Verein LEFÖ, der 
sich seit Jahren für Sexarbeiterinnen-Rechte 
engagiert. Trotz der in der Sache liberal posi-
tionierten Grünen und der Einbeziehung von 
LEFÖ und anderen Expertinnen wurden bes-
sere Arbeitsbedingungen für Sexarbeiterinnen 
nur bedingt verankert. 

Kernstück des Gesetzes ist das Verbot der 
Straßenprostitution im Wohngebiet. Seit Jahren 
schon gab es von verschiedenen Seiten Kri-
tik an der schwierigen Durchführbarkeit der 
vorherigen Regelung: zum einen eben durch 
Bürger_innen-Initiativen, die sich durch die 
Anbahnung/das Angebot sexueller Dienstleis-
tungen belästigt fühlten, zum anderen z. B. von 
NGOs. Wo Sexarbeit draußen stattfinden konnte, 
war nämlich durch Schutzzonen geregelt, die 
im Umkreis von 150 Metern von bestimmten 
Gebäuden z. B. von Schulen, Kirchen, Kinder-
gärten, aber auch Straßenbahnstationen galten. 
Konkret nachzuvollziehen war die 150-Meter-
Grenze weder für die Sexarbeiterinnen noch 
für die Exekutive, so Blum:  Die Frauen mein-
ten, sie stehen da richtig, und dann kam die 
Exekutive und meinte, sie tun das nicht - und 
haben bestraft." Beschwerden und die schwie-
rige Handhabe der Straßenprostitution waren 
Anlass, das Prostitutionsgesetz schließlich zu 
überarbeiten. 

Statt der Straßenprostitution im Wohnge-
biet gibt es nun einzelne Erlaubniszonen - Er-
laubniszonen, über die lange debattiert wur-

de: Die Frauenstadträtin hatte die Bezirke um 
Vorschläge gebeten, die zwar erfolgten u.a. 
zwei Abschnitte des Gürtels und der 9. Bezirk 
in der Gegend der WU, aber dann schnell zu-

rückgezogen wurden; auch deshalb, weil sie 
Anrainer_innen auf den Plan riefen:  Die In-
itiative im 15. Bezirk war medial sehr präsent 
und hat insofern Schule gemacht", meint Re-
nate Blum. Die Anrainer_innenproteste waren 
meist intensiv und erfolgreich; schließlich wur-

den nur die Erlaubniszonen Prater und Auhof 
eingerichtet - und auch deren Weiterbestehen 
steht mittlerweile zur Diskussion. 

EINE ARBEIT 
VON GEWICHT 

Paula Pfoser 

Unterstützt wird das Verbot der Straßenpros-
titution im Wohngebiet durch die im neuen 
Gesetz verankerten Strafen für Freier, die au-

ßerhalb der Erlaubniszonen und auch in nicht 
gemeldeten Lokalen Prostitution anbahnen -

bisher sah das Gesetz nur für die Prostituier-
ten Strafen vor. Wien nimmt hier Anleihe am 
schwedischen abolitionistischen Modell, das 
u. a. davon ausgeht, durch Freierbestrafung Pro-
stitution eindämmen zu können. Selbst die am 
Beschluss beteiligten Grünen kritisieren den 
Paragrafen:  Mögliche negative Auswirkungen 
könnten ein Verdrängen des Straßenstrichs in 
Seitengassen oder in zwielichtige Lokale sein, 
die zur Gefährdung der Frauen beitragen." 

Neu im Gesetz ist außerdem der Umgang mit 
Minderjährigen in der Sexarbeit. Die Strafen wur-

den reduziert das erstmalige  Erwischen" ist 
straffrei, stattdessen sind die jungen Frauen 
aber zu einer Beratung beim Jugendwohlfahrts-
träger verpflichtet. Generell wurden die Strafen 

für Sexarbeiterinnen reduziert. Expertinnen geht 
dies aber nicht weit genug, sie fordern die Ab-
schaffung der Bestrafung von Minderjährigen 
und eine Beschränkung der möglichen Anzahl 
an Strafverfügungen beispielsweise auf eine 

WEITERE NEUERUNGEN IM 
PROSTITUTIONSGESETZ 

Konsequenzen hat die neue Gesetzgebung in 
erster Linie für die Straßenprostitution - LEFÖs 
Beobachtungen im Streetwork zeugen davon, 
dass das Gesetz nicht zuletzt aufgrund massiver 
Kontrollen nach In krafttreten} Wirkung zeigt. 
Sexarbeiterinnen auf der Straße sind mehr oder 
minder verschwunden. Wo sie hin sind, lässt 
sich nicht wirklich sagen:  In der Prostitution 
gabs immer schon eine große Mobilität, aber 
aktuell ist das ganz besonders so", sagt Renate 
Blum.  Die Sexarbeiterinnen sind außerdem 
gut vernetzt, hören von besseren Bedingun-
gen in anderen Städten und schauen sich das 
an." Sie verweist damit auch auf die Mobilität 
der neuen Schengenstaatsbürger_innen und 
die nicht nur die Sexarbeit betreffende Ar-
beitsmigration als Konsequenz der europaweit 
schlechten Arbeitsmarktsituation. 

Mit dem Verbot der Straßenprostitution ist 
außerdem eine Verschiebung der Sexarbeit zu 
erwarten - nicht in Form eines Anstiegs von 
Indoor-Arbeitsstätten die ja künftig stärker 
kontrolliert werden, sondern mit einer Ver-
lagerung in andere Bereiche. So wird z. B. kol-
portiert, dass in Einkaufszentren Prostitution 
stattfindet; bzw. ist damit zu rechnen, dass die 
Anbahnung sexueller Dienstleistungen  auf 
Handy, Internet, mit bestimmten Codes, ver-
schoben und nicht mehr auf der Straße pas-
sieren" wird. Sexarbeit verlagert sich damit in 
Bereiche, zu denen Streetwork keinen Zugang 
mehr hat - die Frauen können dadurch weniger 
geschützt, beraten und unterstützt werden. Mit 
der Verdrängung von Sexarbeiterinnen aus dem 
öffentlichen Raum rückt die Stadt außerdem 

VERÄNDERTE 
ARBEITSBEDINGUNGEN 

Gute Rahmenbedingungen, das hieße v.a. 
Aufhebung der Sittenwidrigkeit, die in der 
nationalen Gesetzgebung verankert ist. Die 
Sittenwidrigkeit steht exemplarisch für die 
gesellschaftliche Doppelmoral gegenüber der 
Prostitution, bedeutet sie doch, dass keine gül-
tigen Arbeitsverträge abgeschlossen werden 
können, also weder Arbeitnehmer_innenrechte 
in Anspruch genommen keine Anstellungen 
und Gewerkschaften, noch Verträge mit Kun-
den abgeschlossen werden können. 

Selbst Ministerin Gabriele Heinisch-Hosek 
spricht sich für die Aufhebung der Sittenwid-
rigkeit aus, ebenso die Mitarbeiterinnen ver-

schiedener Ministerien. Es gäbe außerdem 
viele politisch aktive Personen, die sich für die 
Abschaffung einsetzen, meint Renate Blum. 
Und trotzdem  liegt sie in einer Schublade", 
sie könnte aber  jederzeit herausgenommen 
werden und es würde 100-prozentig durchge-
hen". Trotzdem fehlen noch die wesentlichen 
Schritte, damit Sexarbeit endlich aus dem Be-
reich der Sittenwidrigkeit enthoben wird. 

 Und sicher, es gibt es auch Stimmen, die 
meinen, dass dann nicht alles rosig wäre - das 
stimmt natürlich", meint Renate Blum. An-
stellungsverhältnisse können natürlich neue 
Abhängigkeiten schaffen und Gewerkschaf-
ten nicht per se eine starke Interessenvertre-
tung sein. Dennoch, mit der Aufhebung der 
Sittenwidrigkeit wäre ein wichtiger Schritt in 
Richtung bessere Arbeitsbedingungen in der 
Sexarbeit gesetzt. 

SITTENWIDRIGKEIT KIPPEN! 

Im Auhof gab es zunächst auch Proteste, die sich 
dort allerdings nicht durchsetzen konnten. Die 
Zone war aber von Beginn an kaum frequentiert, 
im Dezember traf LEFÖ dort wenige, im Jänner 
gerade einmal zwei, drei Frauen an. Das lag und 
Hegt zum einen an der schlechten Lage - der 
Auhof ist am äußeren Rand des 14. Bezirks und 
verkehrstechnisch sehr schlecht angebunden -, 
zum anderen an der schlechten Infrastruktur: 
schlechte Beleuchtung, keine Stundenhotels, 
keine Sanitäranlagen und die Abhängigkeit 
von einer einzigen Tankstelle, um dort Kaffee 
zu trinken, sich aufzuwärmen und aufs Klo zu 
gehen. Die Sexarbeiterinnen würden außerdem 
oft direkt bei der Westeinfahrt stehen, und  die 
Sicherheit der Frauen ist dort nicht gewährleis-
tet", so auch die zuständige Stadträtin Sandra 
Frauenberger in einer Aussendung. 

Die Zone Prater ist hingegen Tag und Nacht 
stark frequentiert:  Nach den Zahlen unserer 
Streetworkerinnen von letzter Woche standen 
so viele Frauen dort, dass das ganz sicher nicht 
mehr lange so sein wird", meint Renate Blum. 
 Die Bezirksvorstehung vom 2. Bezirk hat be-
reits durch die Medien verlauten lassen, dass 

man sich für ein Verbot der Prostitution, die 
tagsüber stattfindet, stark machen möchte." 
Der Verein LEFÖ befürchtet inzwischen, dass 
es künftig in Wien gar keine Straßenprostitu-
tion mehr geben wird. 

Verfügung pro Nacht. Auch die Unfreiwilligkeit 
der Beratung ist ein weiterer von Expertinnen 
kritisierter Punkt. 

Ebenso kritisiert wird die noch immer gel-
tende Meldepflicht von Sexarbeiterinnen bei 
der Polizei anstatt bei der Wirtschaftskammer: 
Prostitution und Kriminalität werden von vorn-

herein aneinander gekoppelt und damit ein 
vermeintliches Naheverhältnis der Sexarbeit zu 
kriminellen Tätigkeiten festgeschrieben. Das 
gilt auch für die im Gesetz festgeschriebenen 
erweiterten Eingriffsmöglichkeiten der Polizei. 
Sie darf nun  bei begründetem Verdacht"  mit 
angemessener unmittelbarer Zwangsgewalt" 
ihre Zutrittsbefugnis in Lokalen durchsetzen 
und  wenn es unerlässlich ist", Gewalt gegen 
 Sachen" anwenden und bei Verdacht einer 

Straftat verdeckt ermitteln. Des Weiteren gibt 
es strengere Kontrollen von Lokalen - bei einer 
Neueröffnung besteht Meldepflicht, damit ge-
hen aber auch Verbesserungen für Sexarbeite-
rinnen einher, z. B. sind Lokalbetreiber_innen 
künftig dazu verpflichtet, Alarmknöpfe in allen 
Zimmern anzubringen. 

von einer Normalisierung der Arbeitsverhält-
nisse und damit der Anerkennung von Sexar-
beit als Arbeit weiter ab. 

Die Szene ist heterogen, meint Renate Blum. 
Dementsprechend heterogen sind auch die 
Wünsche, die an Arbeitsbedingungen gerich-
tet werden; mit dem Wegfall von Straßenpro-
stitution wird das Spektrum verkleinert.  In 
unseren Augen hätte da die Politik ein anderes 
Zeichen setzen und sehen müssen, wie Sexar-
beit aussieht und was gute Rahmenbedingun-
gen dafür wären." 

ERLAUBNISZONEN AUHOF 
UND PRATER 

Zur neuen Prostitutionsgesetzgebung in Wien 

Vom ältesten Gewerbe über die schlimmste patri-
archale Ausbeutung von Frauen bis zum Ausdruck 
eines befreiten Zugangs zu Sexualität - die Zuschrei-
bungen zu Prostitution unterscheiden sich wie bei 
keinem anderen Arbeitsfeld. Bei der Frage des 
käuflichen Sex kulminieren die verschiedensten 
Debatten, Themen und Theorien; jede und jeder hat 

hier etwas zu sagen. Nur die Stimmen der Akteurin-
nen, der Sexarbeiterinnen selbst, haben in Debatten 
um Prostitution meist wenig Gewicht. Vom neuen 
Wiener Prostitutionsgesetz, dem europaweiten Trend 
und der Fußball Europameisterschaft 2012 erzäh-
len Paula Pfoser und Nikola Staritz im folgenden 
Schwerpunkt zu Sexarbeit. 


